
Urlaub gewähren lassen müssen. Er muß vielmehr das, 
was am Jahresurlaub noch fehlt, gewähren; fehlt alles, 
dann schuldet er eben den vollen Jahresurlaub. Eine 
solche Verrechnungspflicht zwischen den Betrieben läßt 
sich auch nicht in § 15 hinein interpretieren. Das Stadt- 

a  arbeitsgericht Groß-Berlin, das seine Rechtsauffassung 
über die Verrechnungspflicht der Betriebe auf § 15 der 
UrlaubsVO stützt, geht dabei über den klaren Wortlaut 
der gesetzlichen Bestimmungen hinaus.

Die gesetzlichen Bestimmungen lassen aber klar er­
kennen, daß der Gesetzgeber eine Verrechnung von An­
teilurlaub zwischen den Betrieben grundsätzlich nicht 
haben wollte. Sonst hätte er mindestens in die Urlaubs­
VO, die das Urlaubsrecht doch in allen Einzelheiten 
regelt, eine entsprechende Bestimmung aufgenommen. 
Erst die 3. DB zur UrlaubsVO hat eine Lockerung des 
Grundsatzes der Nichtverrechnung der Urlaubsansprüche 
zwischen den Betrieben gebracht. § 1 nennt zwei Tat­
bestände, bei denen eine Überweisung des anteil­
mäßigen Urlaubsgeldes vom Vorgängerbetrieb an den 
Nachfolgebetrieb auf Verlangen des Gekündigten erfol­
gen „kann“. Aus dieser Regelung in der 3. DB, daß nur 
in genau bezeichneten Fällen eine Überweisung erfolgen 
kann, muß der Umkehrschluß gezogen werden, daß in 
den übrigen Fällen eine solche Überweisung nicht zu­
lässig ist. In diesen übrigen Fällen bleibt es bei dem 
Grundsatz, daß der Nachfolgebetrieb den vollen Urlaub 
gewähren muß, ohne Ersatzansprüche an den früheren 
Betrieb stellen zu können.

Im vorliegenden Fall liegen die Voraussetzungen des 
§ 1 der 3. DB zur UrlaubsVO nicht vor. Es ist zwar zu­
zugeben, daß die vom Stadtarbeitsgericht Groß-Berlin 
entwickelten Gedankengänge, durch die Überweisung 
der anteilmäßigen Urlaubsvergütung den Betriebsfonds 
des Nachfolgebetriebes zu entlasten und auf diese Weise 
auf die Proportionen der Betriebspläne regulierend ein­
zuwirken, etwas für sich haben. Eine entsprechende Re­
gelung kann aber nur durch die künftige Gesetzgebung 
getroffen werden. Dem geltenden Recht entspricht sie, 
abgesehen von den besonders geregelten Ausnahme­
fällen, nicht. Daher war die Berufung zurückzuweisen.

A n m e r k u n g :
M i t  diesem Urteil hat sich das Bezirksarbeitsgericht 

Erfurt im Gegensatz zu dem bekannten Urteil des Stadt­
arbeitsgerichts Berlin (NJ 1954 S. 250) auf den Stand­
punkt gestellt, daß die Klage auf Überweisung des 
Urlaubsgeldanteils unbegründet ist.

Wenn man die Auffassung vertritt, daß für den vor­
liegenden Sachverhalt überhaupt die Zuständigkeit der 
Arbeitsgerichte gegeben sei, ist ihm wohl bei dem ge­
genwärtigen Stand der Gesetzgebung zu folgen. Eine 
andere Frage ist es allerdings, ob die vom Stadtarbeits­
gericht Berlin vertretene Auffassung den Erfordernissen 
unserer Wirtschaft mehr entspricht und im Wege der 
Gesetzgebung eine entsprechende Regelung zu treffen 
wäre.

Hier soll ausschließlich auf die Frage der sachlichen 
Zuständigkeit der Arbeitsgerichtsbarkeit eingegangen 
werden. Das Bezirksarbeitsgericht hat sich auch damit 
auseinandergesetzt, ist aber zu einem rechtsirrigen Er­
gebnis gelangt. Es glaubte, die Zuständigkeit aus § 4 
der VO über die Neugliederung und die Aufgaben der 
Arbeitsgerichte vom 30. April 1953 (GBl. S. 693) her­
leiten zu können. Allerdings heißt es dort unter ande­
rem über die Zuständigkeit, daß sie für alle Streitfälle 
gegeben ist, die sich bei der Anwendung von Bestim­
mungen auf dem Gebiet des Arbeitsrechts ergeben. Im 
Gegensatz zu Art. II des Kontrollratsgesetzes Nr. 21 
vom 30. März 1946 und des Arbeitsgerichtsgesetzes vom 
23. Dezember 1926 ist die Zuständigkeit der Arbeits­
gerichte nicht ausdrücklich auf Streitigkeiten zwischen 
Betrieb und Beschäftigten bzw. Beschäftigten unterein­
ander beschränkt. Bedeutet dies aber, daß sie auch den 
Fall umfaßt, daß zwei Betriebe sich untereinander strei­
ten, ohne daß der Beschäftigte vom Ausgang dieses 
Streites berührt wird?

Das Bezirksarbeitsgericht legt § 4 der VO vom 
30. April 1953 dahin aus, daß die Zuständigkeit immer 
dann gegeben sei, wenn es sich schlechthin um eine 
Streitigkeit aus der Anwendung arbeitsrechtlicher Be­
stimmungen handelt. § 4 spricht aber von Streitigkeiten, 
die sich bei der Anwendung arbeitsrechtlicher Bestim­

mungen, insbesondere aus Arbeitsrechtsverhältnissen, 
ergeben. Aus dem einschränkenden Hinweis und dem 
Wortlaut des § 1 dieser VO, in dem es heißt: „Die Recht­
sprechung auf dem Gebiet des A r b e i t s r e c h t s  wird 
durch die Arbeitsgerichte ausgeübt“, ist aber zu entneh­
men, daß die Arbeitsgerichte sich mit Streitigkeiten von 
Betrieben untereinander nur dann befassen können, 
wenn die Entscheidung des Rechtsstreits die Lösung 
arbeitsrechtlicher Fragen zum Gegenstand hat, die in 
unmittelbarer Verbindung mit einem Arbeitsrechtsver­
hältnis stehen. Man kann zwar, weil bei dem heutigen 
Stand der Arbeitsgesetzgebung die Anwendung zivil- 
rechtlicher Bestimmungen unerläßlich und zum Teil 
sogar vorgeschrieben ist, nicht sagen, daß die Arbeits­
gerichte nur dann zuständig seien, wenn es um die An­
wendung arbeitsrechtlicher Normen unter Ausschluß 
zivilrechtlicher Normen geht. Jedoch muß verlangt wer­
den, daß ein solcher Streit seinen unmittelbaren Ur­
sprung in der Anwendung arbeitsrechtlicher Vorschrif­
ten hat. Wenn lediglich zivilrechtliche Fragen, etwa der 
unerlaubten Handlung in Rede stehen, arbeitsrechtliche 
Bestimmungen, z. B. der Arbeitsdisziplin, des Arbeits­
schutzes usw., den Ausgang des Rechtsstreits aber nicht 
beeinflussen und nicht zur Erörterung stehen, dann ent­
spricht es nicht den Aufgaben der Arbeitsgerichte, sich 
mit diesen Dingen zu beschäftigen.

So gehört allerdings der vom Bezirksarbeitsgericht 
beispielhaft angeführte Sachverhalt betreffend Scha­
densersatz wegen Erteilung eines falschen Beschäfti­
gung szeugnisses vor die Arbeitsgerichte, aber nur dann, 
wenn als weitere Voraussetzung der Zuständigkeit sich 
für den Beschäftigten selbst aus dem Ausgang des 
Rechtsstreits irgendwelche Folgen für sein Arbeits­
rechtsverhältnis, das zwischen ihm und einer der Par­
teien besteht, ergeben, sei es, daß damit dessen Rechts­
wirksamkeit klargestellt wird, sei es, daß aus dieser 
Entscheidung eine Berechtigung des Betriebes zur Lö­
sung dieses Verhältnisses oder einer Änderung her ge­
leitet werden könnte.

Wollte man die Zuständigkeit auch für Ansprüche be­
jahen, die in nur irgendeinem, sei es noch so losem Zu­
sammenhang mit einer arbeitsrechtlichen Bestimmung 
stehen, so hätte dies z. B. zur Folge, daß auch An­
sprüche, die ein Verletzter gegen den Fahrzeughalter 
aus dem Haftpflichtgesetz geltend macht, vor das Ar­
beitsgericht gehören, wenn nicht der Halter des Fahr­
zeuges selbst, sondern ein in seinem Betrieb Beschäf­
tigter als Führer des Fahrzeuges den Unfall herbeige­
führt hat. Dieses Beispiel allein zeigt bereits, welche 
untragbaren Konsequenzen eine solche Auffassung nach 
sich zieht.

Auch im vorliegenden Fall geht der Streit nicht etwa 
um die Anwendung von urlaubsrechtlichen Bestim­
mungen, sondern um einen aus der Anwendung dieser 
Bestimmungen sich mittelbar ergebenden, behaup­
teten Anspruch, ohne daß zwischen beiden Parteien 
irgendwelche arbeitsrechtliche Beziehungen entstanden 
oder auch nur behauptet sind.

Insoweit die 3. DB vom 4. September 1952 (GBl. S. 480) 
in gewissen Fällen die Überweisung des Anteils vor­
schreibt, wird diese Regelung nicht zu einer arbeits­
rechtlichen Norm.

Zusammenfassend komme ich deshalb zu folgendem 
Ergebnis: Die Zuständigkeit der Arbeitsgerichte für 
Streitigkeiten, bei denen der Beschäftigte nicht als Par­
tei beteiligt ist, ist nur dann gegeben, wenn der Rechts­
streit sich auf die Frage der Anwendung von arbeits­
rechtlichen Bestimmungen bezieht und der Beschäftigte 
vom Ausgang des Rechtsstreits betroffen wird. Der 
lediglich mittelbare Zusammenhang mit arbeitsrecht­
lichen Fragen, die für die Entscheidung nicht rechts­
erheblich oder überhaupt nicht zu erörtern sind, schließt 
die Zuständigkeit der Arbeitsgerichte ebenso aus, wie 
der Umstand, daß das Arbeitsrechtsverhältnis des Be­
schäftigten von der Entscheidung rechtlich nicht beein­
flußt wird.

Sowohl das Bezirksarbeitsgericht Erfurt im vorliegen­
den wie das Stadtarbeitsgericht Berlin in dem seinerzeit 
veröffentlichten Fall hätten deshalb die Klage wegen 
Unzuständigkeit abweisen müssen.

Karl H i n t z e ,
Richter am Obersten Gericht
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